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Darum geht es bei der Fusionsvorlage
DerKantonsrat behandelt heute die Initiative «Starke AusserrhoderGemeinden».DieDebatte hat Auswirkungen auf andereGeschäfte.

Jesko Calderara

WasgenaudiskutiertderKan-
tonsrat inWaldstattzumThe-
maFusionenundGemeinde-
strukturen?
Das Kantonsparlament berät in
zweiter Lesung die Initiative
«Starke Ausserrhoder Gemein-
den». Inder erstenLesung spra-
chen sich die Fraktionenmehr-
heitlich für die Initiative aus.
DerKantonsratwiesdieVorlage
jedochandenRegierungsrat zu-
rück, mit dem Auftrag, einen
Gegenvorschlag auszuarbeiten.
Überdiesenwirdnunheute zum
ersten Mal debattiert. Die Re-
gierung hatte in der Vernehm-
lassung ursprünglich drei Va-
rianten vorgelegt, favorisiert
nun aber eine radikale Lösung.
DemnachwürdederKantonnur
noch aus vier Gemeinden be-
stehen. Die Initiative «Starke
AusserrhoderGemeinden»ent-
spricht teilweise der Variante 3
derRegierung.EineweitereVa-
riante sahdieSchaffungvonvier
bis 16Gemeinden vor.

Welche Initiativengingenein
undwas sind die Unterschie-
de?
Die Initiative «Starke Ausser-
rhoderGemeinden» fordert die
Streichung der Gemeindena-
menaus derVerfassung. Sie hat
zumZiel, dienotwendigeHand-
lungsfreiheit für zeitgemässe
Gemeindestrukturen zu schaf-
fen.Die IGStarkesAR sammel-
te 1088 Unterschriften. Am
vergangenen Mittwoch hat ein
Komitee die Initiative «Selbst-
bestimmte Gemeinden» mit
1289 Unterschriften einge-
reicht. Diese verlangt, dass für
Fusionen die Zustimmung der
betroffenen Gemeinden not-
wendig ist. Der Entwurf der to-
talrevidierten Kantonsverfas-
sung sieht dies ebenfalls so vor.

Welche Ziele verfolgt die Re-
gierungbeimThemaGemein-
destrukturen?
GemässRegierungsratHansue-
li Reutegger geht es einerseits

darum, eine «breit abgestützte
Diskussion über die künftigen
Gemeindestrukturen» in Aus-
serrhoden anzustossen. Ander-
seits sollen den Stimmberech-
tigten zwei Vorlagen zum The-
ma unterbreitet werden.
«Idealerweise handelt es sich
dabei um je eine Variante, die
Fusionenvonuntenbeziehungs-
weisevonobenanstrebt.»Dann
hätteman einenGrundsatzent-
scheid, wohin die Reise gehen
könnte, sagt Reutegger.

Wird es zur Initiative der IG
Starkes AR und zum Gegen-
vorschlagzwingendeinedrit-
teLesunggeben?
Ja, der Gegenvorschlag der Re-
gierungwirdheutewie erwähnt
erstmals thematisiert. In der
dritten Lesung, die für Herbst
geplant ist, wird der Kantonsrat
somit die Initiative und den

Gegenvorschlag zum zweiten
Mal gemeinsambehandeln.

Im Antrag der Regierung ist
von den erwähnten drei Va-
riantennurnochvomModell
mitvierGemeindendieRede.
Sind die anderen beiden Lö-
sungenvomTisch?
Demist nicht so.DemKantons-
rat stehen alle Optionen offen.
Erkann frei entscheiden, obund
welchenGegenvorschlag er der
Initiative gegenüberstellenwill.
Auchdenkbar ist, dass dasKan-
tonsparlament in der dritten
Lesung im Hinblick auf den
Urnengang eineAbstimmungs-
empfehlung herausgibt.

Würde beim Vierer-Modell
derKantonzwingendausden
Gemeinden Vorderland,Mit-
telland,HinterlandundHeri-
saubestehen?

Nicht unbedingt. Diese Lösung
derRegierungorientiert sich an
den funktionalenRäumen,wel-
chedie früherenBezirkeHinter-
land,MittellandundVorderland
nach wie vor bilden. Hinzu
kommt Herisau als grösste Ge-
meinde im Kanton. Denkbar
sind auch andere Aufteilungen,
beispielsweise könnte sich die
GemeindeSteindemMittelland
anschliessen. Beim Gegenvor-
schlag geht es umeinenGrund-
satzentscheid. Die Namen der
vier Gemeinden würde man
später imGesetz festlegen.

Welchen Einfluss wird die
kürzlicheingereichte Initiati-
ve «Selbstbestimmte Ge-
meinden»aufdieDiskussion
über die Initiative «Starke
Ausserrhoder Gemeinden»
beziehungsweisedenGegen-
vorschlaghaben?

Das ist schwierig abzuschätzen.
Möglicherweise übt die Initiati-
veDruck auf dieRegierungund
den Kantonsrat auf, damit sie
dasAnliegen indieBeratungder
Initiative«StarkeAusserrhoder
Gemeinden» und des Gegen-
vorschlags aufnehmen. Dann
würden die Initianten ihre Be-
gehrenwohl zurückziehen.Falls
dies nicht geschieht und die In-
itiative für gültig erklärt wird,
kommt das normale Verfahren
mit zwei Lesungen imKantons-
rat undeinerVolksdiskussion in
Gang.WanndieAbstimmung in
diesem Fall wäre, ist offen. Der
Prozessdürfte aber zweibisdrei
Jahredauern, sodassderUrnen-
gangwohl ehernach jenemüber
die Totalrevision der Kantons-
verfassungwäre.

Ist es wahr, dass der Kanton
vergessen hat, zur Initiative

«Starke Ausserrhoden Ge-
meinden» eine Volksdiskus-
siondurchzuführen?
Das kommt auf die Sichtweise
an. Eine Volksdiskussion soll es
nunnachder zweitenLesung im
Kantonsrat geben. Für die Re-
gierungmachtdiesemehrSinn,
weil sich Interessierte dann
gleichzeitig zur Initiative«Star-
ke Ausserrhoder Gemeinden»
und zum Gegenvorschlag äus-
sern können.

Wird die anstehende Bera-
tung im Kantonsrat über das
Thema Gemeindestrukturen
Auswirkungenaufdie laufen-
deTotalrevisionderKantons-
verfassunghaben?
Ja, das wird sie haben. Die Dis-
kussion über die künftigen Ge-
meindestrukturen inAusserrho-
den soll imRahmender Initiati-
ve «Starke Ausserrhoder
Gemeinden» abschliessend
geführt werden. Dies bedeutet,
dass die Stimmberechtigtenbei
der Abstimmung über die total-
revidierte Kantonsverfassung
nicht mehr über diese Fragen
entscheiden werden. Der Ver-
fassungsentwurf wird vorab im
Rahmen der Abstimmung über
die Initiative entsprechend an-
gepasst.

Wie sieht der weitere Zeit-
fahrplan bei den übrigen Fu-
sionsvorlagenaus?
GemässAufgaben-undFinanz-
plan 2023-2025 soll die Initiati-
ve «Starke Ausserrhoder Ge-
meinden» und ein allfälliger
Gegenvorschlag im Frühling
2023zurAbstimmunggelangen.
DerFahrplanhängt unter ande-
rem auch davon ab, wie viele
und welche Beiträge während
der Volksdiskussion eingehen.
Der Urnengang über den Ent-
wurf der neuen Kantonsverfas-
sung ist Stand heute für März
2024 geplant. Noch unklar ist
derAbstimmungsterminder In-
itiative «Selbstbestimmte Ge-
meinden», da sie erst am ver-
gangenenMittwocheingereicht
wurde.

Gemäss dem Gegenvorschlag der Regierung würde Ausserrhoden nur noch aus vier Gemeinden bestehen. Bild: Ralph Ribi

Leitartikel zum Ausserrhoder Kinderbetreuungsgesetz

Eine gute und bezahlbare Kinderbetreuung
Appenzell Ausserrhoden hat
sich auf die Fahne geschrie-
ben, ein familienfreundlicher
Wohnkanton zuwerden. Im
Regierungsprogramm2019–
2023wurde ein entsprechen-
der Schwerpunkt gesetzt. Mit
demEntwurf zumKinderbe-
treuungsgesetz (KibeGe)
macht der Regierungsrat nun
Nägelmit Köpfen: Es soll die
gesetzliche Grundlage sowie
ein Finanzierungsmodell für
leistungsfähige Tagesstruktu-
ren in denGemeinden fest-
schreiben. HeuteMontag
berät der Kantonsrat die
Vorlage in erster Lesung.

Mit demGesetzmöchte der
Regierungsrat die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf
fördern und denVeränderun-

gen inGesellschaft undWirt-
schaft angemessenRechnung
tragen. Bisher war es in Ausser-
rhoden denGemeinden über-
lassen, ob und inwelchem
Rahmen sie Betreuungsange-
bote unterstützen. In elf der 20
Gemeinden besteht heute ein
Angebot einer Kindertagesstät-
te (Kita). In fünf Gemeinden
gibt es weder eine Kita noch
eine Tagesfamilie. Nunwerden
dieGemeinden erstmals in die
Pflicht genommen.Das ist
wichtig und richtig!

Oft ist zu hören, in ländlichen
Gebieten bestehe kein Bedürf-
nis nach familienergänzender
Kinderbetreuung.Diesmag
zwar für denMoment zutref-
fen, etwaweil Eltern dieKinder
gegenseitig hüten. Es ist aber

kein zukunftsgerichtetes
Modell. GehörenKita oder
Tagesfamilien zur Infrastruktur
einerGemeinde, erhöht sich
derenAttraktivität für poten-
zielle Zuzüger.

DasKibeGe sieht eine subjekt-
bezogeneUnterstützung vor.
Das bedeutet, dass die öffentli-
cheHand einenTeil der Betreu-
ungskosten jedesKindes über-
nimmt, unabhängig davon, ob
dasKind eineKita oder eine
Tagesfamilie besucht.Die
Gemeinden können zusätzlich
dieAnbieter unterstützen, etwa
indemsie günstigeRäumlich-
keiten zurVerfügung stellen.

Unbestritten ist, die Erwerbs-
tätigkeitmuss sich für die
Eltern lohnen, unabhängig der

Höhe des Einkommens. In der
heutigen Zeit sollten Angebote
familienexterner Betreuung
allen, die daswollen, zur Verfü-
gung stehen. Damit würde die
Grundlage geschaffen, dass
Frauen undMänner gleicher-
massen einer bezahlten Arbeit
nachgehen können – und dabei
ihre Kinder in guter, qualifi-
zierter Betreuungwissen.

Mit demKibeGe gibt der
Ausserrhoder Regierungsrat
denWeg vor. Der Kantonwird
eine Stelle betreiben, welche
die administrative Arbeit
erledigt. Zudem soll der Kan-
ton einen Viertel der Subven-
tionsbeiträge decken, während
dieGemeinden 75 Prozent der
Finanzierung beisteuern. Hier
besteht indes noch Verbesse-

rungspotenzial: Es wäre nichts
als fair, würdenKanton und
Gemeinden, die anfallenden
Kosten zu gleichen Teilen
tragen, zumal bei denmomen-
tan geltenden Steuersätzen der
Kanton und dieGemeinden
ziemlich genau zurHälfte von
den Steuererträgen profitieren.
Mit demKibeGe ist Ausserrho-
den auf dem richtigenWeg, es
darf nicht an der Finanzie-
rungsfrage scheitern.
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Einbruchdiebstahl
in Einfamilienhaus
Oberegg Am Freitagabend
wurde ineinEinfamilienhausan
der Ebenaustrasse eingebro-
chen und dasHaus durchsucht.
Die unbekannte Täterschaft
stahl SchmuckundBargeld.Die
Kantonspolizei Innerrhodenbit-
tet um sachdienliche Hinweise
unter 0717889500. (kpai)

Tel. +41 71 788 10 30
www.zeughausgarage.ch


